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Tagesordnungspunkt

Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strafie Teil 1 -
- Beschluss der Stellungnahmen aus der 3. 6ffentlichen Auslegung
- Beschluss iiber den stidtebaulichen Vertrag

- Beschluss als Satzung

Beschlussvorschlag:

I. Den im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung des

Bebauungsplans Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strafe - Teil 1

gem. §3 Abs.2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der Einwender

B1 wird nicht entsprochen.
B2 wird nicht entsprochen.
B3  wird nicht entsprochen.
B4 wird nicht entsprochen.
B5  wird nicht entsprochen.
B6 wird nicht entsprochen.
B7 wird teilweise entsprochen.
B8 wird nicht entsprochen.
B9 wird nicht entsprochen.
B10 wird nicht entsprochen.

T1 Bezirksregierung Diisseldorf, wird entsprochen.
T2 Geologischer Dienst NRW wird nicht entsprochen.




T3 Umicore Mining Heritage GmbH & Co. KG wird entsprochen.
T4 Rheinisch-Bergischer Kreis wird teilweise entsprochen.

II. Die Inhalte des stidtebaulichen Vertrages zum Bebauungsplan (BP) Nr. 5342
- Vinzenz-Pallotti-Strafle - Teil 1 werden in der vorliegenden Fassung beschlossen.

III. Der
BP Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strafle - Teil 1

einschlieBlich der Begriindung geméal §9 Abs.8 BauGB, wird, gemif §10 BauGB und
der §§7 und 41 GO NW als Satzung beschlossen.



Sachdarstellung / Begriindung:

Zul

Der Bebauungsplan (BP) 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strale - Teil 1 hat geméal
Planungsausschussbeschluss vom 16.02.16 in der Zeit vom 29.02.16 bis einschl. 14.03.16
Offentlich ausgelegen. In diesem Zeitraum gingen 10 Stellungnahmen von BiirgerInnen ein.
Stellungnahmen konnten nur zu den gednderten und ergéinzten Teilen abgegeben werden.
Nachfolgend werden die Inhalte der Schreiben in einer Kurzfassung aufgefiihrt.

Bei eingegangenen Stellungnahmen zu nicht geénderten oder ergénzten Teilen wird ggf. auf
bisherige Abwéagungsergebnisse verwiesen.

Kopien dieser Schreiben sind den Fraktionen zugegangen. Die Originale konnen im
Fachbereich 6-61 sowie ergianzend dazu im stadtischen Ratsinformationssystem SESSION
eingesehen werden.

B 1 Einwender mit Schreiben 05.03.16

Kurzfassung:

a. Die Larmuntersuchung zeigt, dass die Orientierungswerte am Haus der Einwender
im Bestand deutlich iiberschritten sind. Neben der Uberschreitung der Orientierungswerte
fiir Immissionsbelastungen wird auch die verfassungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle
bereits heute iiberschritten. In diesem Fall sind in der Abwégung auch marginale
Larmimmissionserhohungen beachtlich. Trotzdem ist im Bebauungsplan eine weitere
Erhoéhung um 0,4 dB (A) - ausgeldst von der neuen Planstralle - geplant. Dies fiihrt zu
einer Steigerung der Gesundheitsgefahrdung.

b. Erheblich giftige Abgase - ausgehend vom Schief3stand - wurden nicht ermittelt und
werden bei der jetzt schon vorhandenen Gesundheitsgefdhrdung nicht berticksichtigt
c. Vergniigungsstitten sollen erst im spdteren Baugenehmigungsverfahren beurteilt

werden. Vergniigungsstitten werden besonders in der Freizeit an Wochenenden, an Sonn-
und Feiertagen und in den Abendstunden frequentiert. Dieses Verkehrsautkommen mit
dem auch fiir nachts zu erwartenden Lirm und den Abgasen im Wendehammer neben
dem FEinwendergrundstiick bedeutet eine weitere erhebliche Mehrbelastung.

d. Wegen der fehlenden und nicht vorgesehenen Parkplitze ist ein 'Wildparken' in der
ganzen Umgebung zu erwarten. Im Baugenehmigungsverfahren wird der von den
Besuchern ausgehende Larm nicht berticksichtigt.

e. Sollte der Bebauungsplan realisiert werden, werden jetzt schon umfassende
LarmschutzmafBnahmen beantragt.

f. Der Einspruch beziiglich des im Plangebiet liegenden Schielstandes wird
aufrechterhalten.

g. Die Feuerwehrzufahrt zum SchieBstand iiber Privatgrundstiicke wird von der
Verwaltung als auch der Feuerwehr als unzureichend angesehen.

h. Eine Anbindung des Schief3standes an die Planstraf3e diirfte aufgrund der geringen

Entfernung kein Problem sein. Das als Schutzbehauptung erwihnte Biotop war iiber viele
Jahre die Miillgrube fiir den Schief3stand.

1. Es wird nochmals auf die fehlenden Toiletten fiir die Schiitzen, Besucher und
Wettbewerbsteilnehmer hingewiesen. Es gibt weder eine Klargrube noch einen Anschluss
an den 6ffentlichen Kanal.

] Eine ordnungsgemilBe ErschlieBung sollte auch fiir einen im Plangebiet liegenden



SchieBstand gelten.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a. Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B S e - g
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

b. Es wird auf die Abwigung aus der ersten offentliche Auslegung unter Punkt B 3 i

verwiesen (Sitzung des Stadtentwicklungs- und Planungsausschusses am 24.09.2015, TOP
17, Drucksachennummer 0331/2015).

. Die verkehrsgiinstige Lage des Plangebietes macht eine Auseinandersetzung mit dem
Thema Vergniigungsstitten erforderlich. Mit dem Inkrafttreten der BauNVO 1990 sind
Vergniigungsstitten ausnahmsweise im GE zuldssig. Zur Schonung der Stadtinnenbereiche
sollen sie auch nicht grundsétzlich im GE ausgeschlossen, sondern dem
Bauantragsverfahren iiberlassen werden. Nicht zuletzt mit dem § 15 BauNVO besteht hier
geniligend Steuerungsmoglichkeit. Die Zuléssigkeit von Vergniigungsstétten als Ausnahme
bedeutet, dass mit dem Bauantrag ein plausibler Ausnahmegrund vom Antragsteller
dargelegt werden muss. Ob eine Ausnahme erteilt werden kann, hdngt im vorliegenden
Fall von der Lage der beantragten Vergniigungsstitte, von ihrer GroBe und ithrem zu
erwartenden Emissionsverhalten (einschl. der Nutzungszeiten) ab. Wegen sensibler
Wohnnutzungen im Plangebiet und in seinem Umfeld wurde im Bebauungsplan Nr. 5342 -
Vinzenz-Pallotti-Strale - Teil 1 ein 'eingeschrinktes Gewerbegebiet' festgesetzt, hierauf
haben insbesondere Vergniigungsstitten, da auch Wochenendnutzungen zu erwarten sind,
Riicksicht zu nehmen.

Die Finhaltung der festgesetzten Lédrmkontingente miissen insbesondere fiir
Vergniigungsstitten nachgewiesen werden.

. Es wird auf die Abwégung aus der ersten offentliche Auslegung unter Punkt B 3 d
verwiesen (Sitzung des Stadtentwicklungs- und Planungsausschusses am 24.09.2015, TOP
17, Drucksachennummer 0331/2015).

. Fiir den BP Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strale - Teil 1 wurde eine Schalltechnische
Untersuchung von ADU cologne (August 2013 und 2015) erarbeitet, welche u.a. die
Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf die benachbarten Wohnnutzungen durch
Verkehrslarm untersucht.

Die Untersuchung zeigt, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 bereits im Bestand zum
Teil iberschritten werden. Die Belastungen des Plangebietes sind auf den
Straflenverkehrslarm der Bundesautobahn A4, der Friedrich-Ebert-Strafle und der Overather
Strale zurlickzufiihren. An einigen Immissionsorten treten merkliche Erhéhungen der
Beurteilungspegel auf. Da diese liber den Orientierungswerten der DIN 18005 liegen, sieht
der Bebauungsplan LarmschutzmafBnahmen vor. Es empfiehlt sich, gemél den Vorgaben der
DIN 4109 die Bausubstanz zu iiberpriifen, ob ausreichender Schutz gegeniiber dem erhohten
Verkehrslirmpegel vorhanden ist. Sollte die Uberpriifung ergeben, dass die vorhandene
Bausubstanz nicht ausreicht, sind weitere schallmindernde Mafnahmen zu priifen und
umzusetzen. Alternativ kann auch gemiB der Vorgehensweise bei Uberschreiten der
Grenzwerte gemil 16. BImSchV vorgegangen werden.

Bei einem vorbelasteten Bereich kommt es im Bebauungsplanverfahren darauf an, ob es sich
bei der durch die Planung verursachten Erhohung um eine wesentliche Anderung im Sinne
der 16. BImSchV handelt. Im vorliegenden Fall wurden an einzelnen vorhandenen
Wohngebéduden Immissionsvorbelastungen im Zumutbarkeitsschwellenbereich
(Sanierungswerte) ermittelt. In diesen Féllen sind in der Abwigung auch marginale
Larmimmissionserhdhungen beachtlich. Bislang hat der Gesetzgeber keine klaren
Larmgrenzwerte fiir kritische extraaurale Larmwirkungen definiert. Gemafl 16. BImSchV
1.V.m. der VLarmSchR97 i.S. der geltenden gesetzlichen Bestimmungen handelt es sich bei




dem Neubau der Planstralle um einen erheblichen baulichen Eingriff.

Es wird auf die Abwégung aus der ersten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 3 (Sitzung
des Stadtentwicklungs- und Planungsausschusses am 24.09.2015, TOP 17,
Drucksachennummer 0331/2015) und der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 5
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 5 ¢
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 5 ¢
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 5 d
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

. Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 5 ¢

verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

B 2 Einwender mit Schreiben vom 11.03.16

Kurzfassung:

a.

b.

Es wurde auf die frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung verzichtet, obwohl gem. § 3
BauGB betroffene Biirger mdglichst frithzeitig zu informieren und zu beteiligen sind.
Durch den Plan werden die Eigentumsrechte des Einwenders iiber Gebiihr verletzt und
demnach ist der Plan rechtswidrig.

Der Wohnwert wird durch den Bebauungsplan in deutlicher Form beeintrichtigt:
Anbindung der Planstra3e und einer Lichtsignalanlage gegeniiber des Grundstiickes /
Gebdudes. Unser Haus ist bereits in hohem Mal} in Bezug auf Larm und Abgase
beeintrachtigt. Der Bebauungsplan stellt nur dann eine verhdltnisméaBige, erforderliche
und angemessene Planung dar, wenn versucht wird neuerliche Beeintrachtigungen der
Anwohner zu verhindern. Dies ist nicht der Fall.

Die beabsichtigte Gewerbeflichenausweisung stellt, unter Beriicksichtigung von
Vergleichsflaichen, keine geeignete Gewerbefliche dar, sondern stellt ein
'Splittergewerbegebiet' dar.

Ein Gewerbegebiet im Zufahrtsbereich der 'Schlossstadt Bensberg' passt nicht ins
Erscheinungsbild.

Es werden schiitzenswerte Siedlungsansitze, Landschaftsschutzgebiete und deutliche
Trennung von Wohnbebauung und Gewerbeflichen untauglich vermengt.

Das unmittelbar nordlich gelegene Vinzenz-Pallotti-Hospital gilt es gegen Larm und
Schmutz besonders zu schiitzen, vor allem, weil es ausweislich vorgenommener
Messungen jetzt schon liber den Larmgrenzwerten liegt.

Das personliche Eigentumsrecht wird {iiber Gebiihr beeintrachtigt, was ein
Ermessensfehlgebrauch darstellt. Die Anbindung der Planstrafle an die Overather Straf3e
hat keine Vorteile, sondern nur Nachteile. Sie fiihrt wegen der Ampelanlage zu einer
deutlichen Verkehrsstockung, zu erhohtem Lérm, zu erhoéhtem Spritverbrauch, zum
Discoeffekt wegen der geplanten Ampelanlage, letztlich zu einer Verschlimmerung des
Verkehrsinfarktes von Bensberg. Die Anbindung der Planstrafle an die Vinzenz-Pallotti-
Strafle fiihrt zu keiner Beeintrdchtigung der Anlieger. Man kann auf die kostenintensive
Ampelanlage verzichten und der Wohnwert wiirde nicht beeintrichtigt. Es wiirde keiner
weiteren SchallschutzmaBBnahmen bediirfen, der Verkehrsinfarkt bliebe aus, Larm-,
Abgas- und Lichtemissionen blieben aus und der Charakter des Landschaftsbildes blieb
erhalten. Die derzeitig geplante Mallnahme stellt einen enteignungsgleichen Eingriff dar,



was deutliche Schadensersatzanforderungen seitens der Anwohner nach sich ziehen
wiirde.
Es ist mit einer neuerlichen Normenkontrollklage zu rechnen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a. Es wird auf die Abwégung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 2 a
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

b. Es wird auf die Abwdgung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 2 b/c
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

c. Es wird auf die Abwégung aus der zweiten Gffentliche Auslegung unter Punkt B 2 d
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

d. Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 2 e
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

e. Es wird auf die Abwégung aus der zweiten dffentliche Auslegung unter Punkt B2 f - g
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

f. Es wird auf die Abwdgung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 2 h
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

g. Es wird auf die Abwiégung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 2
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

B 3 Einwender mit Schreiben vom 11.03.16

Kurzfassung:
Die Anregungen und Stellungnahmen entsprechen denen unter B 2.

Stellungnahme des Biirgermeisters:
s. Stellungnahme unter B 2.

B 4 Einwender mit Schreiben vom 11.03.16

Kurzfassung:
Die Anregungen und Stellungnahmen entsprechen denen unter B 2.

Stellungnahme des Biirgermeisters:
s. Stellungnahme unter B 2.

B 5 Einwender mit Schreiben vom 11.03.16

Kurzfassung:

a. Es wird Bezug genommen auf das Schreiben vom 22.10.15 (Stellungnahme zur 2.
offentlichen Auslegung).

b. Es erfolgte keine Anhorung der betroffenen Biirger, sondern eine 3. offentliche

Auslegung, in welcher marginale Anderungen vorgenommen wurden, indes auch das
tatsdchliche Problem in keiner Weise angegangen wurde. Die eigenen Rechte werden
durch den Bebauungsplan in erheblicher unzumutbarer Weise verletzt.



Es wird nicht beriicksichtigt, dass der Autobahnanschluss Moitzfeld nicht nur
Vorteile bietet. Er fithrt dazu, dass das Grundstiick der Einwender bereits in hohem Maf}
durch Immissionen wie Ldrm und Feinstaub beeintrachtigt wird. Das
Verkehrsaufkommen, welches sich iiber die Overather StraBle und von Moitzfeld
kommend in Richtung Auffahrt bewegt ist erheblich und es gilt zu vermeiden, dass hier
kiinstliche Stockungen, die noch weiteren Larm / Dreck verursachen entstehen. Es gilt
einen ungehinderten Verkehrsfluss zu gewéhrleisten. Der Ausbau der Vinzenz-Pallotti-
Strale beinhaltet die kostengiinstige Mdoglichkeit, eine Einmiindung des geplanten
Gebietes an die Vinzenz-Pallotti-Stra3e zu gewihrleisten. Es fehlt an der Erforderlichkeit
und der Angemessenheit fiir die geplante ErschlieBung des Plangebietes von der
Overather Straf3e, einschl. einer Lichtsignalanlage. Das Haus der Einwender ist auch ein
reines Wohngebiude, das es im Hinblick auf die ErschlieBung des Plangebietes zu
schiitzen gilt.

Die in der Begriindung genannten ungiinstigen topographischen Verhéltnisse
erschlieBen sich dem Einwender nicht, und er bittet um Erlduterung. Der geplante Ausbau
der Vinzenz-Pallotti-StraBe (Erweiterung der StraBlenfldche) fithrt zu sehr giinstigen
Verhiltnissen fiir eine Anbindung der Planstraf3e.

Es wird Bezug genommen auf ein Verkehrsgutachten aus 2006 und eine
Machbarkeitsstudie aus Februar 2007. Diese Gutachten sind nicht beigefiigt. Um
Hereingabe wird gebeten. Die Gutachterempfehlung zur Einmiindung der Planstral3e ist
daher nicht priifbar. Der Umstand, dass die Stadt etwas préferiert fithrt nicht dazu, dass
es sich um eine rechtmifBige Losung handelt und die Biirger- und Anwohnerinteressen
beriicksichtigt werden.

Eine kostengiinstige Entschiarfung der Unfallhdufungsstelle UHSTGL 1/03 wére
durch einen Ausbau der Vinzenz-Pallotti-Stra3e und eine Anbindung des Plangebietes an
diese gegeben.

Die Notwendigkeit einer Wendeanlage erschlieft sich ebenfalls nicht. Wenn man
die beabsichtigte ErschlieBungsstrale weiter fortfiihren wiirde, konnte eine Anbindung
gegeniiber ehemals Interatom vorgesehen werden und eine Anbindung der Planstra3e an
die  Overather  StraBe  wire nicht notwendig. Es fehlt an einer
VerhiltnismaBigkeitspriifung und einer fehlenden Betrachtung der Kosten.

Die zuldssigen Orientierungswerte im Schallschutz werden iiberschritten. Dieser
Umstand wird in keiner Weise im Hinblick auf die Zuldssigkeit bzw. die Einmiindung der
Planstrafle beriicksichtigt. All diese Umstdnde und der erhohte Larm wiirden erst gar
nicht entstehen, wenn die Planstraf3e in die Vinzenz-Pallotti-Strale einmiinden wiirde.

Es dringt sich der Eindruck auf, dass beabsichtigt ist, das Plangebiet um die im
Eigentum des Einwenders stehenden Flichen zu erweitern. Es wird um Erlduterung
gebeten sowie um eine Zusage fiir den Bestandsschutz fiir das im Eigentum der
Einwender befindliche Gebaude.

In jetziger Form sind die Planungen unverhéltnisméBig und verstoen gegen geltendes
Recht.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a.

b.

Es wird auf die Abwégung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 2 a - h
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Der nach den im Baugesetzbuch festgelegten Grundsidtzen ausgearbeitete
Bebauungsplanentwurf wird vom Stadtentwicklungs- und Planungsausschuss/Stadtrat
gebilligt und dessen 6ffentliche Auslegung beschlossen. Ort und Dauer der 6ffentlichen
Auslegung wird mindestens eine Woche vorher offentlich bekannt gemacht mit dem
Hinweis darauf, dass Stellungnahmen wihrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden




konnen. Der Bebauungsplan-Entwurf liegt zusammen mit der Begriindung mit
Umweltbericht sowie den weiteren umweltfachlichen Stellungnahmen in der Planauflage
des Stadtplanungsamts zur Einsicht aus. Wahrend der 6ffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2
BauGB) hat jedermann Gelegenheit, zu den Entwiirfen der Bauleitpléne, der Begriindung
und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Informationen selbst
Stellung zu nehmen. Gleichzeitig wurde mit einem Hinweisschild am aushdangenden Plan
auf den /die zustdndigen Sachbearbeiter/in hingewiesen, der die Fragen zum ausliegenden
Plan beantwortet und Auskiinfte u.a. auch iiber Aussagen von Gutachten bzw. Einsicht in
Gutachten gibt. Im vorliegenden Fall wurde die Nachfrage, ob es noch Fragen von Seiten
des Einwenders gébe, wurde vom Einwender verneint.

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Sffentliche Auslegung unter Punkt B 2 b/c
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Bei dem 'Ausbau' der Vinzenz-Pallotti-Strale geht es um eine Aufweitung der
Straflenflédche in bestimmten Teilen. Die Vinzenz-Pallotti-Stra3e hat in ihrem heutigen
Ausbau eine unregelmifige Stralenbreite und nur einen einseitigen Biirgersteig.
Gleichzeitig gehen von dort immer wieder Beschwerden wegen Behinderungen durch
parkende Fahrzeuge ein. Alle angrenzenden Flichen befinden sich im Privateigentum.
Um langfristig die Probleme beheben zu konnen, werden im Bebauungsplan in den
Bereichen, in denen neues Planungsrecht entsteht, Fliachen fiir einen durchgehenden
StraBenausbau mit 9,00 m Breite (2 x Biirgersteig 1,75 m + Fahrbahn 6,50 m) festgesetzt
und fiir einen spdteren Ausbau gesichert.

Die ungiinstigen topographischen Verhéltnisse betreffen die Hohenunterschiede zwischen
der Overather StraBe und der ansteigenden Vinzenz-Pallotti-Strae. Vom
Kreuzungsbereich Overather Stralle / Vinzenz-Pallotti-Strafle mit einer Hohe von 165,74
m UNHN steigt die Vinzenz-Pallotti-Strae auf einer Lange von 90m auf 172,51 m {i.
NHN an. Ein Anschluss an die Vinzenz-Pallotti-StraBe wiirde daher vermeidbare
Steigungen enthalten, die insbesondere fiir Lkw ungiinstig sind.

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 2 b/c
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Die vorliegenden Gutachten zum Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strafle -
Teil 1 uv.a. auch das Verkehrsgutachten 2006 und die Machbarkeitsstudie sind im
Fachbereich 6 - Stadtplanung im 5. Obergeschoss des Rathauses Bensberg, Wilhelm-
Wagener-Platz, 51429 Bergisch Gladbach einsehbar.

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 2 b/c
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Die Entscheidung iiber planerische Zielsetzungen obliegt der Gemeinde im Zuge der
Planungshoheit.

Es wird auf die Abwdgung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 2 b/e
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Es wird auf die Abwdgung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 2 b/e
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Das Plangebiet soll nicht um die im Eigentum des Einwenders stehenden Flichen
erweitert werden. In der Begriindung zum Bebauungsplan wird erldutert, dass aufgrund
der exponierten Lage des Plangebietes mit Anschluss an die Autobahn A4 sowie
aufgrund bereits vorhandener Gewerbeansdtze einer Ausweisung des Gewerbegebietes
Vorrang gegeben wird infolge dessen jedoch eine Erhdhung der bereits vorliegenden
Uberschreitungen der Orientierungswerte am Immissionsort 10 4 (Grundstiick der
Einwender) entsteht.




B 6 Einwender mit Schreiben vom 11.03.16

Kurzfassung:
Die Anregungen und Stellungnahmen entsprechen denen unter B 5.

Stellungnahme des Biirgermeisters:
Es wird auf die Abwigung unter B 5 dieser Vorlage verwiesen.

B 7 Einwender mit Schreiben vom 14.03.16

Kurzfassung:

a
b.
c.
d

Der Bebauungsplan hat fiir die Eigentiimer gravierende Nachteile.

Es werden Entschiadigungsanspriiche bzgl. des Larmschutzes geltend gemacht.

Es ist vorstellbar das Haus / Grundstiick zu verkaufen.

Falls eine Lichtsignalanlage vor dem Grundstiick installiert wird, wére es
wiinschenswert, wenn der Einwender mit seiner Ein- und Ausfahrt davon profitieren
bzw. beriicksichtigt wiirde.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a.

b.

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten dffentliche Auslegung unter Punkt B 1 a - d
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Es wird auf die Abwégung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 1 a - d
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016). Die
Stellungnahme wurde innerhalb der Verwaltung weitergeleitet.

Es wird auf die Abwégung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt B 1 a - d
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016). Die
Stellungnahme wurde an die zusténdige Fachabteilung weitergeleitet.

Im Verfahren zum BP Nr. 5342 -Vinzenz-Pallotti-Stra3e- wurde zur Konfliktlosung eine
Machbarkeitsstudie von dem Biiro VIA im Februar 2007 erstellt. Der Bebauungsplan
trifft ausschlieBlich Regelungen zur Bodennutzung. Im Weiteren wird in der
Ausbauplanung der Knotenpunkte die genaue Anordnung der Ampelanlagen gepriift.
Hierbei ist es denkbar, die Grundstiickszufahrt zum Grundstiick des Einwenders mit zu
berticksichtigen.

B 8 Einwender mit Schreiben vom 14.03.16

Kurzfassung:

a.

Eine Kenntlichmachung der Anderungen nach der ersten und zweiten 6ffentlichen
Auslegung ist in der 'Begriindung mit Umweltbericht' nicht geschehen. Es ist aufgrund
der verkiirzten Auslegungszeit, den Biirgerinnen und Biirgern nicht zuzumuten anhand
einer 53-seitigen Begriindung festzustellen und nachzuvollziehen, worin sich die
Begriindung zu den vorherigen Begriindungen unterscheidet respektive an welchen
Stellen die aktuellen Anderungen in die Bebauungsplan Begriindung 'eingeflossen' sind.

Bei dem vorliegenden 'Angebotsbebauungsplan' handelt es sich im Grunde um einen



vorhabenbezogenen Bebauungsplan oder zumindest um einen sog. projektbezogenen
Bebauungsplan insofern, als lediglich ein einziger konkreter Investor hinter dieser
verbindlichen Bauleitplanung zu stehen scheint.

Es wird Bezug genommen auf die Stellungnahme vom 26.10.15

Es bleibt dem Normadressat unklar, von welchen 'Flachenverbrauchen' auszugehen ist.
Insbesondere wird die Flachendivergenz zwischen der GroBe des Bebauungsplangebietes
und der GroBle der Gewerbeflachen in der stddtebaulichen Begriindung nicht ansatzweise
aufgelost.

In der Bebauungsplanbegriindung wird aufgefiihrt, dass die beim Stralenausbau der
Vinzenz-Pallotti-StraBe betroffenen Flichen im Rahmen der Umlegung an die Stadt
iibergehen. Dies wird als Enteignung empfunden. Es ist dem Bebauungsplan auch nicht
zu entnehmen, mit welchen FlidcheneinbuBen der jeweilige Grundstiickseigentiimer zu
rechnen hat.

Auch das Thema Vergniigungsstitten wird auf spétere Einzelfallpriifungen im Rahmen
der bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren verlagert.

Es ist anhand der offentlich ausliegenden Ubersichtspline nicht hinléinglich
nachvollziehbar, ob und inwieweit eine 'Abpufferung' zwischen den Gewerbefldchen und
den Fliachen fiir Wohnbebauung vorgesehen ist.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a.

Die Begriindung ist normativer Bestandteil des Bebauungsplanes und ist dem
Bebauungsplan lediglich beizufiigen. Thr Inhalt hat nicht die Rechtswirkung von
Festsetzungen. Die Begriindung dient der Erlduterung der Planinhalte und hat die
Aufgabe, das Ergebnis der planerischen Entscheidung zu rechtfertigen und die Einhaltung
des Abwiagungsgebotes nachzuweisen.

Damit den Biirgern in zumutbarer Weise die Moglichkeit gegeben wird, den ausgelegten
Planunterlagen entnehmen zu konnen, welche Verdnderungen gegeniiber der
urspriinglichen Planung vorgenommen worden sind, wurden Anderungen und
Erginzungen in den textlichen Festsetzungen als auch im Bebauungsplanentwurf farbig
gekennzeichnet. Die Inhalte der textlichen Festsetzungen werden in der Begriindung
thematisch behandelt, so dass auf eine Kenntlichmachung der Anderungen und
Ergidnzungen in der Begriindung verzichtet wurde.

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten O6ffentliche Auslegung unter Punkt B 9 d
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten Offentliche Auslegung unter Punkt B 9
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Das Bebauungsplangebiet hat eine GroBBe von 5,9 Hektar, davon sollen Gewerbeflachen
in einer GroBenordnung vonll.350 gm entstehen. Des Weiteren beinhaltet das
Bebauungsplangebiet noch Flidchen fiir ein 'Allgemeines Wohngebiet', 'Waldfldchen',
eine 'Sondergebietsfliche' fiir einen Schiestand, StraBBenverkehrsflichen sowie
offentliche und private Griinflachen.

Die Vinzenz-Pallotti-Strae hat in ihrem heutigen Ausbau eine unregelméBige
StraBenbreite und nur einen einseitigen Bilirgersteig. Gleichzeitig gehen von dort immer
wieder Beschwerden wegen Behinderungen durch parkende Fahrzeuge ein. Alle
angrenzenden Fldchen befinden sich im Privateigentum. Um langfristig die Probleme
beheben zu konnen, werden im Bebauungsplan in den Bereichen, in denen neues
Planungsrecht entsteht, Flachen fiir einen durchgehenden Stralenausbau auf 9,00 m
Breite (2 x Biirgersteig 1,75 m + Fahrbahn 6,50 m) ausgewiesen und fiir einen spdteren
Ausbau gesichert. Diese Breite ist der Funktion der Vinzenz-Pallotti-Strale als
Anliegerstralle - mit Zufahrt zu einem Krankenhaus - angemessen. Die Flichen werden



im Rahmen der Umlegung an die Stadt iibergehen.

Verkehrsflichen werden im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt.
Diese Festsetzung ermichtigt die Gemeinde dazu, vom Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB
Gebrauch zu machen und kann als Grundlage fiir eine Enteignung nach § 85 BauGB
dienen.

Die verkehrsgiinstige Lage des Plangebietes macht eine Auseinandersetzung mit dem
Thema Vergniigungsstitten erforderlich. Mit dem Inkrafttreten der BauNVO 1990 sind
Vergniigungsstitten ausnahmsweise im GE  zuldssig. Zur Schonung der
Stadtinnenbereiche sollen sie auch nicht grundsitzlich im GE ausgeschlossen, sondern
dem Bauantragsverfahren iiberlassen werden. Nicht zuletzt mit dem § 15 BauNVO
besteht hier genligend Steuerungsmoglichkeit. Die Zuldssigkeit von Vergniigungsstitten
als Ausnahme bedeutet, dass mit dem Bauantrag ein plausibler Ausnahmegrund vom
Antragsteller dargelegt werden muss. Ob eine Ausnahme erteilt werden kann, hiangt im
vorliegenden Fall von der Lage der beantragten Vergniigungsstitte, von ihrer Gro3e und
threm zu erwartenden Emissionsverhalten (einschl. der Nutzungszeiten) ab. Wegen
sensibler Wohnnutzungen im Plangebiet und in seinem Umfeld wurde im Bebauungsplan
Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strae - Teil 1 ein 'eingeschrinktes Gewerbegebiet'
festgesetzt,  hierauf = haben  insbesondere  Vergniigungsstitten, da  auch
Wochenendnutzungen zu erwarten sind, Riicksicht zu nehmen. Die Einhaltung der
festgesetzten Larmkontingente miissen insbesondere fiir  Vergniigungsstitten
nachgewiesen werden.

Das Gebot der Konfliktbewiltigung wird als Grundsatz fiir die planerische Abwigung
betrachtet, d.h. jeder Bebauungsplan hat die ihm zuzurechnenden Konflikte zu bewiltigen,
also die betroffenen Belange untereinander zu einem gerechten Ausgleich zu bringen. Das
Gebot der Konfliktbewéltigung zwingt dann nicht zu besonderen Festsetzungen, wenn die
Konfliktlosung mit Hilfe des § 15 Abs. 1 BauNVO in einem nachfolgenden
Verwaltungsverfahren auf der Vollzugsebene moglich ist.

Offentlich ausgelegen hat der Rechtsplanentwurf Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-StraB3e -
Teil 1, einschl. der textlichen Festsetzungen und die Begriindung zum Bebauungsplan.
Eingesehen werden konnten die umweltrelevanten Stellungnahmen, als auch die zum
Bebauungsplan durchgefiihrten Gutachten. Anhand des 'ausgelegenen'’
Rechtsplanentwurfes kann hinlédnglich nachvollzogen werden, ob und inwieweit eine
'Abpufferung' zwischen den Gewerbeflichen und den Fldchen fiir Wohnbebauung
vorgesehen ist.

Die vom Einwender angesprochenen 'Ubersichtspline' konnten lediglich iiber das
Ratsinformationssystem der Stadt Bergisch Gladbach eingesehen werden. Bei Fragen
oder Auskunftsbedarf besteht weiterhin fiir jeden Biirger in zumutbarer Weise die
Moglichkeit beim Fachbereich 6 - Stadtplanung im 5. Obergeschoss des Rathauses
Bensberg, Wilhelm-Wagener-Platz, 51429 Bergisch Gladbach den 'Original'-
Rechtsplanentwurf einzusehen, Fragen zu stellen und destaillierte Auskunft zu erhalten.

B 9 Einwender mit Schreiben vom 13.03.16

Kurzfassung:

a.

b.

Es ist mit einer erheblichen Lérmbelédstigung zu rechnen. Es wird fiir unangemessen
gehalten, dass der Larm z.B. von riickwértsfahrenden Lkw (Warnsignal) als kleine dB-
Erhohung in der allgemeinen Lérmbelastung des Gebietes abgetan wird. Die
Neuausrichtung der Larmzonen ist keine abhelfende Losung.

Zusitzliche Verkehrsflichen zur Erweiterung der Vinzenz-Pallotti-Strale werden



abgelehnt, wenn nicht sichergestellt wird, dass es sich dabei um einen Fulweg handelt.

Eine Verbreiterung der Stra3e ist weder wiinschenswert noch erforderlich.

Die Aufriistung der Kreuzung Vinzenz-Pallotti-StraBe/Overather Strale mit einer

Lichtsignalanlage wird abgelehnt. Wenn iiberhaupt ein Regelungsbedarf besteht, kdme

nur ein Kreisverkehr in Frage:

- Um den Busverkehr nicht an einer Ampelanlage anzuhalten.

- Um den flieBenden Verkehr nach Fertigstellung des an der Autobahnabfahrt geplanten
Kreisverkehrs nicht 400 m weiter an der Vinzenz-Pallotti-Stral3e zu stoppen.

- Weil ein Kreisverkehr den hisslichen Entree-Gesamt-Eindruck durch die geplante
Gewerbehalle etwas auffangen wiirde.

Wenn die Verkehrsbelastung sich nicht erhoht, diirfte es ausreichen, wenn die wenigen

Lkw-Fahrten ohne Ampelhilfe in das Gewerbegebiet einfahren bzw. dieses verlassen.

Es wird um Antwort gebeten, mit wieviel Verkehrsbewegungen die Fa. Musculus

rechnet, gerne getrennt nach Lkw und Pkw.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a.

Es ist Aufgabe eines Bebauungsplanverfahrens, die Auswirkungen der Planung zu
untersuchen, abzuwégen und gegebenenfalls die Vertrdglichkeit unterschiedlicher
Nutzungen durch entsprechende Festsetzungen im Rechtsplan zu gewéhrleisten.

Als Grundlage der Beurteilung und Beschrinkung der von dem Bebauungsplan
ausgehenden Léarmemissionen, sowie zur Beurteilung der auf das Plangebiet
einwirkenden Larmimmissionen wurden im August 2013 und August 2015
schalltechnische Untersuchungen durch die ADU cologne, Institut fiir Immissionsschutz
GmbH erstellt.

Hierzu wurde fiir den Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strale - Teil 1 eine
Emissionskontingentierung nach DIN 45691 durchgefiihrt. Bei der Ermittlung der
Kontingente wurde die Vorbelastung insbesondere durch den im Plangebiet anséssigen
Schieflstand im Sinne von Punkt 3.2.1. der TA Léarm beriicksichtigt. Als Grundlage der
Vorbelastung diente die maximale Ausnutzung der bestehenden Genehmigung des
SchieBstandes. Eine solche Ausnutzung wiirde allerdings die zuldssigen Grenzwerte an
den nichstgelegenen Wohngebdude iiberschreiten. Um eine  ausreichende
Kontingentierung sicherzustellen, wurden gleichwohl diese an sich unzulédssige
Immissionen in der Vorbelastung beriicksichtigt. Aus diesem Grund wurden die
Kontingente so errechnet, dass die zusdtzlichen Immissionen aller Teilflichen zusammen
an den jeweiligen Immissionsorten um 6 dB unter dem jeweiligen Immissionsrichtwert
bleiben miissen. Auf die Festsetzung von Léarmemissionskontingenten fiir das
Sondergebiet kann somit verzichtet werden.

Die resultierenden Emissionskontingente lassen auf der gesamten Fliche die festgesetzte
gewerbliche Betdtigung zu. Die festgesetzten FEmissionskontingente bedeuten
selbstverstindlich nicht, dass die gewerblichen Aktivititen im Plangebiet nicht in den
angrenzenden Wohngebieten wahrgenommen werden konnten. Die wahrnehmbaren
Gerdusche halten die Orientierungswerte der TA Larm jedoch ein. Eine unzumutbare
Beeintrachtigung der angrenzenden Wohnnutzungen durch den zu erwartenden
Gewerbeldrm ist damit ausgeschlossen.

Die Vinzenz-Pallotti-Strale hat in ihrem heutigen Ausbau eine unregelméalige
Straflenbreite und nur einen einseitigen Biirgersteig. Gleichzeitig gehen von dort immer
wieder Beschwerden wegen Behinderungen durch parkende Fahrzeuge ein. Alle
angrenzenden Flichen befinden sich im Privateigentum. Um langfristig die Probleme
beheben zu koénnen, werden im Bebauungsplan in den Bereichen, in denen neues
Planungsrecht entsteht, Fliachen fiir einen durchgehenden StraBenausbau mit 9,00 m



Breite (2 x Biirgersteig 1,75 m + Fahrbahn 6,50 m) festgesetzt und fiir einen spiteren
Ausbau gesichert. Diese Breite ist der Funktion der Vinzenz-Pallotti-Strale als
Anliegerstralle - mit Zufahrt zu einem Krankenhaus - angemessen.

Im Bebauungsplan wird lediglich die Verkehrsfliche festgesetzt. Da die Aufteilung der
Verkehrsflichen in FuBweg, Fahrbahn etc. zu den Aufgaben der Ausfiihrungsplanung
gehort, wurde diese Anregung an die zustdndige Fachabteilung weitergeleitet.

Es wird auf die Abwégung aus der zweiten Gffentliche Auslegung unter Punkt B 2 b
verwiesen (Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Im vorangegangenen Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Straf3e -
wurden bereits verschiedene ErschlieBungsmoglichkeiten des Plangebietes untersucht.
Nach ersten Vorentwiirfen wurde eine Verkehrsanbindung der geplanten Gewerbeflachen
von der Vinzenz-Pallotti-Stralle, wegen der dort vorhandenen Wohnbebauung und der
ungiinstigen topografischen Verhiltnisse, verworfen. Damit konnten
ErschlieBungsalternativen nur noch darin bestehen, an welcher Stelle das geplante
Gewerbegebiet an die Overather Str. angebunden werden soll. Wegen der Nidhe zum
tiberlasteten Verkehrsknoten Autobahnanschluss / Overather Strale / Friedrich-Ebert-
Strale wurden in einem Verkehrsgutachten vom September 2006 (Planungsbiiro VIA eQG)
nicht nur die Leistungsfdhigkeit der Anbindung der Planstrale an die Overather Strafe,
sondern auch die Auswirkung des planbedingten Mehrverkehrs auf den Verkehrsknoten
untersucht. Nach Ermittlung der Riickstauldngen des Verkehrsknotens empfahl der
Gutachter fiir die PlanstraBe die Variante 'Einmiindung westlich von Haus Overather Str.
Nr. 63' zu wihlen.Weiterhin ergab die Priifung der Leistungsfdhigkeit der Anbindung,
dass es aufgrund langer Wartezeiten ein Problem fiir den ausfahrenden
Linksabbiegeverkehr gibt. Nachdem der Landesbetrieb Stralen NRW als Baulasttrager
eine Verflechtungsspur (innen liegende Beschleunigungsspur) auf der Overather Strafle
als Losung des Problems ablehnte, wurden in einer Kosten-Nutzenanalyse zwei weitere
Losungen des Problems, der Kreisverkehr und die Lichtsignalanlage untersucht.
Aufgrund der Machbarkeitsstudie vom Februar 2007 (Planungsbiiro VIA eG) préferiert
die Verwaltung und der Planungsausschuss fiir die Anbindung des Plangebietes die
Losung mit einer Lichtsignalanlage an dem Knoten PlanstraBe / Overather Strafle
gekoppelt mit der Einmiindung Vinzenz-Pallotti-Strale. Mit dieser Planung wird
weiterhin auch die als Unfallhdufungsstelle 'UHSTGL 2/03" gefiihrte Einmiindung
Vinzenz-Pallotti-Str. in die L136 (Overather Strale) entschirft. Auf eine
Lichtsignalanlage kann daher nicht verzichtet werden.

Die Machbarkeitsuntersuchung des Planungsbiiros VIA von 2007 errechnete das
Verkehrsaufkommen des geplanten Gewerbegebietes. Die Annahmen hierzu wurde aus
der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strafle - Teil
1 entnommen:

Beschiftigte 915 Pkw-Fahrten am Tag,
Geschiéftsverkehr 280 Pkw-Fahrten am Tag,
Bewohner 15 Pkw-Fahrten am Tag,

Giiterverkehr 120 Lkw-Fahrten am Tag,
Gesamt 1330 Kfz-Fahrten am Tag.

B 10 Einwender mit Schreiben vom 09.03.16

Kurzfassung:

a.

Die Verkehrsbelastung im Bereich der Einmiindung Vinzenz-Pallotti-Strafle, Overather



Stra3e, Hubertushohe wird unzumutbar erh6ht. Der Zu- und Abfluss des Verkehrs der
Hubertushdhe wird erheblich gestdrt und erhoht.

b. Der Standstreifen entlang der Overather Strale wird zum Halten oder Parken genutzt,
was die Einsehbarkeit in die Overather Straf3e erschwert.

c. Es gibt keine Aussagen dazu, wie die Einmiindung der Hubertushéhe in die Vinzenz-
Pallotti-Strafle geregelt wird, wenn an der Vinzenz-Pallotti-Stral3e eine Lichtsignalanlage
installiert wird.

d. Die Miillentsorgung der Hauser an der Hubertushohe wird ebenfalls ein Problem, da die
Entsorgungsfahrzeuge der Miillabfuhr die Hubertushohe riickwirts befahren. Dies fiihrt
ebenfalls zu Behinderungen des Verkehrsflusses im Einmiindungsbereiche Hubertushdhe,
Vinzenz-Pallotti-StraBe und Overather Straf3e.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

a-d.

Es wird auf die Abwégung unter Punkt B 9 d dieser Vorlage verwiesen.

Der Bebauungsplan trifft ausschlieBlich Regelungen zur Bodennutzung. In der weiteren
Umsetzung des Bebauungsplanes wird in der Ausbauplanung der Knotenpunkte die genaue
Anordnung der Ampelanlagen gepriift. Hierbei wird auch die Anbindung der Hubertushohe
an die Vinzenz-Pallotti-Stra3e und den Knotenpunkt Beriicksichtigung finden. Die Anregung
wurde an die zustdndige Fachabteilung weitergeleitet.

Die Behorden, sonstigen Trigern offentlicher Belange und die Fachbereiche innerhalb der
Verwaltung wurden mit Schreiben vom 26.02.2016. von der Offentlichen Auslegung
benachrichtigt. Von ihnen gingen innerhalb der Frist 4 fiir die Planung relevante Stellungnahmen
ein. Nachfolgend werden die Stellungnahmen in einer Kurzfassung aufgefiihrt und abgewogen.
Alle Stellungnahmen sind den Fraktionen in Kopie zugegangen. Die Originale konnen im
Fachbereich 6-61 sowie ergianzend dazu im stiadtischen Ratsinformationssystem SESSION
eingesehen werden.

T 1 Bezirksregierung Diisseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Postfach 300865,
40408 Diisseldorf, mit Schreiben vom 02.03.16

Kurzfassung:

- s. auch Stellungnahmen vom 16.03.2009

- Es wird darauf hingewiesen, dass sich das Plangebiet in einem Bombenabwurfgebiet
befindet.

- Es wird empfohlen, eine geophysikalische Untersuchung fiir die iiberbaubaren Flichen
vorzunehmen und vor Baubeginn Kontakt mit dem Kampfmittelraumdienst aufzunehmen.

- Erfolgen zusitzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie
Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Ein entsprechender Hinweis wurde bereits im Anschluss an die textlichen Festsetzungen des
Rechtsplanentwurfes bereits vorgesehen.

T2  Geologischer Dienst NRW, Postfach 10 07 63, 57707 Krefeld, mit Schreiben vom



02.03.16

Kurzfassung:

Die Hinweise sind zu ergénzen um:

Nach § 202 BauGB i.V. mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Anderung von baulichen
Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vernichtung zu schiitzen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung
zu lagern und spéter wieder dort einzubauen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Grundsitzlich ist gemiB § 202 BauGB der Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung
baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Verdnderungen der Erdoberfliche
ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu
schiitzen. Nach dem Grundsatz der planerischen Zuriickhaltung wird auf einen weiteren
Hinweis diesbeziiglich im Anhang an die textlichen Festsetzungen verzichtet. Ein solcher
erfolgt jedoch regelmiBig in der nachfolgenden Baugenehmigung.

T3  Umicore Mining Heritage GmBH & Co. KG, P.O.Box 1351, 63403 Hanau, mit
Schreiben vom 08.03.16

Kurzfassung:

= Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Anmerkung aus dem Schreiben vom 23.10.15
in die Textlichen Festsetzungen (Abschnitt B) und die Begriindung der aktuellen
offentlichen Auslegung iibernommen worden sind. Damit ist den Belangen der Umicore
vom Grundsatz her Geniige getan.

- Es wird geraten die Kennzeichnung des 'Schachtes Bockenberg' groBer/deutlicher zu
kennzeichnen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Die Kennzeichnung des Schachtes Bockenberg wurde im Plan deutlicher hervorgehoben.

T4  Rheinisch-Bergischer Kreis, Der Landrat, Planung und Landschaftsschutz, 51434
Bergisch Gladbach, mit Schreiben vom 14.03.16

Kurzfassung:

Stellungnahme aus Sicht der Unteren Landschaftsbehorde:.

- Keine Bedenken
Hinweis auf den Bottcher Bach, {iber den ein Wirkpfad besteht, der zu Beeintrachtigungen
der Schutzziele des FFH Gebietes kommen kann. Hinsichtlich der Gefahr eines Eintrages
von gewdsserbelastenden, fischvergiftenden, wassergefdhrdenden oder sonstigen Stoffen
bei Unfillen oder durch die Einleitung von Niederschlagswasser sollten
Vermeidungsmalinahmen nach neustem Stand der Technik vorgesehen werden.

- Die Leuchtwerbung und AuBlenbeleuchtung des Gewerbegebietes sollte auf die
Betriebszeiten beschrankt werden.

- Die FFH -Vertraglichkeitspriifung enthélt keine Aussagen zu mdglichen Emissionen des




Gewerbes. Hier besteht bei Emissionen insbesondere von diingend oder versauernd
wirkenden Stoffen Untersuchungsbedarf.

- Die Strauchart Viburnum lantana ist im Rheinisch Bergischen Kreis nicht heimisch und
sollte darum zumindest im Aufforstungsbereich und den Waldrandbereichen nicht
verwendet werden.

Stellungnahme des Artenschutzes:

Es wird auf die Stellungnahme vom 15.10.15 verwiesen.

Stellungnahme aus Sicht der Unteren Umweltschutzbehorde:

- Schmutzwasserbeseitigung und Oberflaichengewésser:

Keine Bedenken

- Wasserschutzgebiet und Oberflichengewésser:

Es wird auf die amtsinterne Stellungnahme vom 23.10.13, wie auch bei der zweiten
Offenlage geduBlert, verwiesen.

- Immissionsschutz
keine Bedenken

- Grundwasserbewirtschaftung:
keine Bedenken

- Bodenschutz und Altlasten:

Es wird auf die Stellungnahme aus der zweiten Offenlage verwiesen:

Stellungnahme aus Sicht der Kreisstraen und Verkehr

keine Bedenken

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Zur Stellungnahme aus Sicht der Unteren Landschaftsbehorde:.

Es wird auf die Abwigung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt T 7 verwiesen
(Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Zur Stellungnahme des Artenschutzes:
Es wird auf die Abwégung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt T 7 verwiesen
(Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Zur Stellungnahme aus Sicht der Unteren Umweltschutzbehdrde:
Es wird auf die Abwégung aus der zweiten 6ffentliche Auslegung unter Punkt T 7 verwiesen
(Sitzung des 16.02.20156, TOP 10, Drucksachennummer 0019/2016).

Zu I1.
Stadtebaulicher Vertrag

Fiir die Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-
Strale - Teil 1 bzw. zur Sicherung der damit verfolgten stddtebaulichen Ziele wird ein
stadtebaulicher Vertrag zwischen der Fa. Musculus und der Stadt geschlossen.

Im Bebauungsplanverfahren Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strale - Teil 1 wurde der auf den
Flurstiicken der Fa. Musculus zu erwartende Eingriff in Natur und Landschaft und der sich
daraus ergebende Ausgleichsbedarf ermittelt.

Der Ausgleich ist innerhalb des Bebauungsplanes (interner Ausgleich) nicht in vollem Umfang
moglich. Daher wird zu der MafBnahmenflichen PG 1 und 'Aufforstungsfliche' des
Bebauungsplanes zusidtzlich eine externe KompensationsmaBBname (externer Ausgleich)



erforderlich. Hierzu wurde ein Teil der Ersatzmalinahme im Kompensationsgebiet Oberhombach
der Stadt Bergisch Gladbach zugeordnet (s. textliche Festsetzungen Nr. 10 zum Bebauungsplan).

Die Fa. Musculus verpflichtet sich anteilig die Kosten fiir die Ausgleichsmainahmen zu
ibernehmen und die fiir die MaBnahmen im Bebauungsplangebiet erforderlichen
Grundstiicksteile dauerhaft zur Verfligung zu stellen. Die Stadt verpflichtet sich, die
festgesetzten MaBBnahmen herzustellen, zu pflegen und zu unterhalten sowie die aus dem
Okokonto der Stadt zugeordnete AusgleichsmaBnahme auf Dauer vorzuhalten.

Zu 111.

Unter Zugrundelegung des Abwigungsergebnisses der privaten und offentlichen Belange
gegen- und untereinander empfiehlt die Verwaltung, den Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-
Pallotti-Strale - Teil 1 als Satzung zu beschliefen.

Dem Rat der Stadt Bergisch Gladbach wird eine von dieser Vorlage abweichende
Sitzungsvorlage mit den Abwiagungsergebnissen aus allen drei 6ffentlichen Auslegungen
zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Anlage 1: Ubersicht

Anlage 2: Verkleinerung des Satzungsplanes Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Strafle - Teil 1

Anlage 3: textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-Pallotti-Straf3e -
Teil 1

Anlage 4: Begriindung gem. § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 5342 - Vinzenz-
Pallotti-Straf3e - Teil 1

Anlage 5: Abwigung aus der 1. 6ffentlichen Auslegung

Anlage 6: Abwigung aus der 2. 6ffentlichen Auslegung



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage
	SMC_BM_VOTEXT5

